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17. Gesetz vom 17. Dezember 2009, mit dem das Tiroler Vergabenachprüfungsgesetz 2006 geändert
wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Vergabenachprüfungsgesetz 2006, LGBl.
Nr. 70, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 1 wird im Einleitungssatz das Zitat
„BGBl. I Nr. 17“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 17, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 15/2010,“ ersetzt.

2. Die Abs. 3 und 4 des § 3 haben zu lauten: 
„(3) Nach der Erteilung des Zuschlages ist der Un-

abhängige Verwaltungssenat zuständig:
1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend ge-

machten Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob wegen
eines Verstoßes gegen das Bundesvergabegesetz 2006,
die hierzu erlassenen Verordnungen oder unmittelbar
anwendbares Gemeinschaftsrecht der Zuschlag nicht
gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem Ange-
bot mit dem niedrigsten Preis oder dem technisch und
wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt wurde,

2. auf Antrag des Auftraggebers oder des Zuschlags-
empfängers in einem Verfahren nach Z. 1 zur Feststel-
lung, ob der Antragsteller auch bei Einhaltung der ent-
sprechenden Bestimmungen keine reelle Chance auf
Erteilung des Zuschlages gehabt hätte,

3. zur Feststellung, ob ein Vergabeverfahren in rechts-
widriger Weise ohne vorherige Bekanntmachung bzw.
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb durchgeführt
wurde,

4. zur Feststellung, ob der Zuschlag in rechtswidri-
ger Weise ohne Mitteilung der Zuschlagsentscheidung
nach § 131 bzw. § 272 des Bundesvergabegesetzes 2006
erteilt wurde,

5. zur Feststellung, ob der Zuschlag bei der Vergabe
einer Leistung aufgrund einer Rahmenvereinbarung
oder eines dynamischen Beschaffungssystems wegen
eines Verstoßes gegen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158 Abs. 2
bis 5 oder § 290 Abs. 2 bis 5 des Bundesvergabegesetzes
2006 rechtswidrig war,

6. in einem Verfahren nach den Z. 3 bis 5 zur Nich-
tigerklärung oder Aufhebung des Vertrages,

7. in einem Verfahren nach den Z. 3 bis 5 zur Verhän-
gung von Sanktionen nach § 17 Abs. 7.

(4) Nach dem Widerruf eines Vergabeverfahrens ist
der Unabhängige Verwaltungssenat zuständig: 

1. im Rahmen der vom Antragsteller geltend ge-
machten Beschwerdepunkte zur Feststellung, ob der
Widerruf wegen eines Verstoßes gegen das Bundesver-
gabegesetz 2006, die hierzu erlassenen Verordnungen
oder unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht
rechtswidrig war,

2. auf Antrag des Auftraggebers in einem Verfahren
nach Z. 1 zur Feststellung, ob der Antragsteller auch bei
Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen keine
reelle Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt hätte,

3. zur Feststellung, ob der Widerruf in rechtswidri-
ger Weise ohne Mitteilung oder Bekanntmachung der
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Widerrufsentscheidung nach § 140 bzw. § 279 des
Bundesvergabegesetzes 2006 erklärt wurde,

4. in einem Verfahren nach Z. 1 und 3 zur Unwirk-
samerklärung des Widerrufs nach § 17a.“

3. § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Fristen 
für Nachprüfungsanträge

(1) Anträge auf Nachprüfung einer gesondert an-
fechtbaren Entscheidung sind bei einer Übermittlung
der Entscheidung auf elektronischem Weg oder mittels
Telefax sowie bei einer Bekanntmachung der Entschei-
dung binnen zehn Tagen einzubringen, bei einer Über-
mittlung auf brieflichem Weg binnen 15 Tagen. Die Frist
beginnt mit der Absendung der Entscheidung bzw. mit
der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung.

(2) Bei der Durchführung eines Vergabeverfahrens im
Unterschwellenbereich verkürzt sich die Frist, außer im
Fall der Anfechtung einer nach § 55 Abs. 5 oder § 219
Abs. 5 des Bundesvergabegesetzes 2006 freiwillig be-
kannt gemachten Entscheidung, auf sieben Tage.

(3) Bei der Durchführung einer Direktvergabe be-
trägt die Frist sieben Tage ab dem Zeitpunkt, in dem der
Antragsteller von der gesondert anfechtbaren Entschei-
dung Kenntnis erlangt hat oder erlangen hätte können.

(4) Anträge auf Nachprüfung der Ausschreibungs-
oder Wettbewerbsunterlagen sowie der Aufforderung
zur Abgabe eines Teilnahmeantrages können über die
in den Abs. 1 und 2 angeführten Zeiträume hinaus bis
spätestens sieben Tage vor dem Ablauf der Angebots-
frist, der Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder
der Teilnahmefrist eingebracht werden, sofern diese
Frist mehr als 17 Tage beträgt. Wenn die Ausschrei-
bungs- oder Wettbewerbsunterlagen bzw. die Auffor-
derung zur Abgabe eines Teilnahmeantrages auf brief-
lichem Weg übermittelt werden, tritt die Verlängerung
der Nachprüfungsfrist erst ein, wenn die Angebotsfrist,
die Frist zur Vorlage der Wettbewerbsarbeiten oder die
Teilnahmefrist mehr als 22 Tage beträgt.“

4. Im Abs. 1 des § 7 hat die Z. 2 zu lauten:
„2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und

des Antragstellers einschließlich deren Faxnummer
oder elektronischer Adresse,“

5. Im Abs. 2 des § 8 hat die Z. 1 zu lauten:
„1. die genaue Bezeichnung des betroffenen Vergabe-

verfahrens sowie des Auftraggebers und des Antrag-
stellers einschließlich deren Faxnummer oder elektro-
nischer Adresse entsprechend den Angaben im Nach-
prüfungsantrag (§ 7 Abs. 1 Z. 1 und 2),“

6. Im Abs. 3 des § 9 wird im ersten und zweiten Satz
die Wortfolge „binnen zwei Wochen“ jeweils durch die
Wortfolge „binnen zehn Tagen“ ersetzt.

7. Im Abs. 2 des § 11 hat die Z. 1 zu lauten: 
„1. die genaue Bezeichnung des betreffenden Vergabe-

verfahrens, der gesondert anfechtbaren Entscheidung
sowie des Auftraggebers und des Antragstellers ein-
schließlich deren Faxnummer oder elektronischer
Adresse,“

8. Der Abs. 5 des § 11 hat zu lauten:
„(5) Der Unabhängige Verwaltungssenat hat den be-

troffenen Auftraggeber vom Einlangen eines Antrages
auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung, mit dem
die Untersagung der Erteilung des Zuschlages, die
Untersagung des Abschlusses einer Rahmenvereinba-
rung, die Untersagung des Widerrufs oder die Unter-
lassung der Angebotsöffnung begehrt wird, unverzüg-
lich zu verständigen. Solchen Anträgen kommt ab dem
Zugang der Verständigung vom Einlangen des Antrages
bis zur Entscheidung über den Antrag aufschiebende
Wirkung zu. Der Auftraggeber darf bis zur Entschei-
dung über den Antrag

1. bei sonstiger Nichtigkeit den Zuschlag nicht ertei-
len oder die Rahmenvereinbarung nicht abschließen bzw.

2. bei sonstiger Unwirksamkeit das Vergabeverfahren
nicht widerrufen bzw.

3. die Angebote nicht öffnen.“
9. Im § 12 wird folgende Bestimmung als Abs. 2 ein-

gefügt:
„(2) Ein entgegen einer Anordnung in einer einst-

weiligen Verfügung erteilter Zuschlag, erfolgter Ab-
schluss einer Rahmenvereinbarung bzw. erklärter
Widerruf des Vergabeverfahrens ist absolut nichtig bzw.
unwirksam.“

10. Die bisherigen Abs. 2, 3 und 4 des § 12 erhalten
die Absatzbezeichnungen „(3)“, „(4)“ und „(5)“.

11. Der Abs.1 des § 14 hat zu lauten:
„(1) Ein Unternehmer, der ein Interesse am Ab-

schluss eines dem Anwendungsbereich des Bundesver-
gabegesetzes 2006 unterliegenden Vertrages hatte, kann,
sofern ihm durch die behauptete Rechtswidrigkeit ein
Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht, die
Feststellung beantragen, dass

1. der Zuschlag wegen eines Verstoßes gegen das
Bundesvergabegesetz 2006, die hierzu erlassenen Ver-
ordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemein-
schaftsrecht nicht gemäß den Angaben in der Aus-
schreibung dem Angebot mit dem niedrigsten Preis oder
dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot
erteilt wurde oder
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2. die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne
vorherige Bekanntmachung bzw. ohne vorherigen Auf-
ruf zum Wettbewerb wegen eines Verstoßes gegen das
Bundesvergabegesetz 2006, die hierzu erlassenen Ver-
ordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemein-
schaftsrecht rechtswidrig war oder

3. die Zuschlagserteilung ohne Mitteilung der Zu-
schlagsentscheidung nach § 131 bzw. § 272 des Bundes-
vergabegesetzes 2006 wegen eines Verstoßes gegen das
Bundesvergabegesetz 2006, die hierzu erlassenen Ver-
ordnungen oder unmittelbar anwendbares Gemein-
schaftsrecht rechtswidrig war oder

4. der Zuschlag bei der Vergabe einer Leistung auf-
grund einer Rahmenvereinbarung oder eines dynami-
schen Beschaffungssystems wegen eines Verstoßes ge-
gen § 152 Abs. 4 bis 6, § 158 Abs. 2 bis 5 oder § 290
Abs. 2 bis 5 des Bundesvergabegesetzes 2006 rechts-
widrig war oder

5. die Erklärung des Widerrufs eines Vergabeverfah-
rens wegen eines Verstoßes gegen das Bundesvergabe-
gesetz 2006, die hierzu erlassenen Verordnungen oder
unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht rechts-
widrig war.

Der Antragsteller kann in einem Antrag mehrere
Feststellungen nach Z. 1 bis 4 beantragen. Bei einem
Antrag auf Feststellung nach Z. 1 kann der Auftraggeber
die Feststellung beantragen, dass der Antragsteller auch
bei Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen
keine reelle Chance auf Erteilung des Zuschlages gehabt
hätte. Bei einem Antrag auf Feststellung nach Z. 2 bis 4
kann der Auftraggeber beantragen, von der Nichtig-
erklärung des Vertrages abzusehen oder den Vertrag
frühestens mit dem Zeitpunkt der behördlichen Ent-
scheidung aufzuheben.“

12. Im Abs. 1 des § 15 hat die Z. 2 zu lauten:
„2. die genaue Bezeichnung des Auftraggebers und

des Antragstellers einschließlich deren Faxnummer
oder elektronischer Adresse,“

13. Die Abs. 2 und 3 des § 15 haben zu lauten: 
„(2) Anträge nach § 14 Abs. 1 Z. 1 und 5 sowie Abs. 4

sind binnen sechs Wochen ab dem Zeitpunkt einzu-
bringen, in dem der Antragsteller vom Zuschlag bzw.
vom Widerruf Kenntnis erlangt hat oder Kenntnis hätte
erlangen können, längstens jedoch binnen sechs Mona-
ten ab dem auf die Zuschlagserteilung oder den Wider-
ruf des Vergabeverfahrens folgenden Tag.

(3) Anträge nach § 14 Abs. 1 Z. 2 bis 4 sind binnen
sechs Monaten ab dem auf die Zuschlagserteilung fol-
genden Tag einzubringen. Abweichend davon ist

1. ein Antrag nach § 14 Abs. 1 Z. 2 bis 4, wenn es sich
beim Antragsteller um einen im Vergabeverfahren ver-
bliebenen Bieter handelt, binnen 30 Tagen ab dem Tag
der Absendung der Mitteilung nach § 132 Abs. 2 oder
§ 273 Abs. 2 des Bundesvergabegesetzes 2006 bzw.

2. ein Antrag nach § 14 Abs. 1 Z. 2, wenn es sich beim
Antragsteller nicht um einen im Vergabeverfahren ver-
bliebenen Bieter handelt, binnen 30 Tagen ab dem Tag
der erstmaligen Verfügbarkeit einer Bekanntmachung
nach den §§ 54 Abs. 6, 55 Abs. 6, 217 Abs. 7 oder 219
Abs. 6 des Bundesvergabegesetzes 2006 
einzubringen.“

14. Im § 15 wird folgende Bestimmung als Abs. 6
angefügt:

„(6) Ein Antrag nach § 14 Abs. 1 Z. 2 ist ferner un-
zulässig, wenn der Auftraggeber die Entscheidung nach
den §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5, 210 Abs. 2 oder 219 Abs. 5
des Bundesvergabegesetzes 2006 bekannt gegeben oder
bekannt gemacht hat und der Zuschlag nach dem Ab-
lauf einer Frist von zehn Tagen nach der erstmaligen Ver-
fügbarkeit der Bekanntmachung erteilt worden ist.“

15. § 17 hat zu lauten:
„§ 17

Feststellung von Rechtsverstößen, Nichtig-
erklärung und Verhängung von Sanktionen

(1) Der Unabhängige Verwaltungssenat hat eine Fest-
stellung nach § 3 Abs. 3 Z. 1 und 5 und Abs. 4 Z. 1 und 3
nur dann zu treffen, wenn die Rechtswidrigkeit für den
Ausgang des Vergabeverfahrens von wesentlichem Ein-
fluss war.

(2) Soweit in diesem Absatz und in den Abs. 4 und 5
nichts anderes bestimmt ist, hat der Unabhängige Ver-
waltungssenat im Oberschwellenbereich den Vertrag im
Anschluss an eine Feststellung nach § 3 Abs. 3 Z. 3 bis 5
für absolut nichtig zu erklären. Der Unabhängige Ver-
waltungssenat hat von einer Nichtigerklärung des Ver-
trages nach Abs. 4 oder Abs. 5 abzusehen, wenn der Auf-
traggeber dies beantragt hat und zwingende Gründe des
Allgemeininteresses es rechtfertigen, den Vertrag auf-
recht zu erhalten. Wirtschaftliche Interessen, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit dem betreffenden Ver-
trag stehen, können die Aufrechterhaltung des Vertra-
ges nicht rechtfertigen, andere wirtschaftliche Interes-
sen nur dann, wenn die Nichtigkeit in Ausnahmefällen
unverhältnismäßige Folgen hätte.

(3) Soweit in den Abs. 4 bis 6 nichts anderes bestimmt
ist, hat der Unabhängige Verwaltungssenat im Unter-
schwellenbereich den Vertrag in folgenden Fällen für ab-
solut nichtig zu erklären, wenn die festgestellte Vor-
gangsweise des Auftraggebers aufgrund der Bestim-



S T Ü C K  5, NR. 1744

mungen des Bundesvergabegesetzes 2006, der hierzu
erlassenen Verordnungen oder des unmittelbar an-
wendbaren Gemeinschaftsrechts offenkundig unzuläs-
sig war:

1. im Anschluss an eine Feststellung nach § 3 Abs. 3
Z. 3, wenn der Zuschlag direkt an einen Unternehmer
erteilt wurde, ohne dass andere Unternehmer an diesem
Verfahren beteiligt waren, und

2. jedenfalls im Anschluss an eine Feststellung nach
§ 3 Abs. 3 Z. 4 oder 5.

(4) Kann die Leistung oder ein erbrachter Leistungs-
teil nicht mehr oder nur wertvermindert rückgestellt
werden, so hat der Unabhängige Verwaltungssenat, so-
fern nicht Abs. 5 anzuwenden ist, im Anschluss an eine
Feststellung nach § 3 Abs. 3 Z. 3 bis 5 auszusprechen,
dass der Vertrag nur so weit aufgehoben wird, als Teil-
leistungen noch ausständig oder erbrachte Leistungen
noch ohne Wertverminderung rückstellbar sind.

(5) Der Unabhängige Verwaltungssenat kann im An-
schluss an eine Feststellung nach § 3 Abs. 3 Z. 3 bis 5
aussprechen, dass der Vertrag mit dem Zeitpunkt der
behördlichen Entscheidung oder einem späteren Zeit-
punkt aufgehoben wird, wenn der Auftraggeber dies
beantragt hat. Der Unabhängige Verwaltungssenat hat
dafür das Interesse des Auftraggebers an der Aufrecht-
erhaltung bestimmter vertraglicher Rechte und Pflich-
ten, das Interesse des Antragstellers an der Aufhebung
des Vertrages sowie allenfalls betroffene öffentliche
Interessen gegeneinander abzuwägen.

(6) Der Unabhängige Verwaltungssenat hat von einer
Nichtigerklärung des Vertrages nach Abs. 3 oder einer
Aufhebung des Vertrages nach Abs. 4 oder Abs. 5 im
Unterschwellenbereich abzusehen, wenn der Auftrag-
geber dies beantragt hat und das Interesse des Auftrag-
gebers an der Aufrechterhaltung des Vertragsverhält-
nisses das Interesse des Antragstellers an dessen Been-
digung auch unter Berücksichtigung der jeweils betrof-
fenen öffentlichen Interessen überwiegt.

(7) Wenn der Unabhängige Verwaltungssenat von der
Nichtigerklärung des Vertrages nach Abs. 2 erster Satz
oder nach Abs. 3 abgesehen hat, dann ist eine Geldbuße
über den Auftraggeber zu verhängen, die wirksam, an-
gemessen und abschreckend sein muss. Die Höchst-
grenze für eine Geldbuße beträgt 20 v. H. der Auftrags-
summe. Geldbußen fließen dem ERP-Fonds zu.

(8) Der Unabhängige Verwaltungssenat hat bei der
Verhängung der Geldbuße die Schwere des Verstoßes,
die Vorgangsweise des Auftraggebers sowie sinngemäß
die Erschwerungs- und Milderungsgründe nach § 5 des
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes (VbVG), BGBl. I

Nr. 151/2005, heranzuziehen und zu berücksichtigen,
in welchem Ausmaß der Vertrag aufrecht erhalten wird.“

16. Nach § 17 wird folgende Bestimmung als § 17a
eingefügt:

„§ 17a
Unwirksamerklärung des Widerrufes

Der Unabhängige Verwaltungssenat hat im Anschluss
an eine Feststellung nach § 3 Abs. 4 Z. 3 sowie bei Ver-
fahren im Unterschwellenbereich im Anschluss an eine
Feststellung nach § 3 Abs. 4 Z. 1 den Widerruf für un-
wirksam zu erklären, wenn

1. der Antragsteller dies beantragt hat und
2. das Interesse der Bieter an der Fortführung des Ver-

gabeverfahrens das Interesse des Auftraggebers auch
unter Berücksichtigung der allenfalls betroffenen öf-
fentlichen Interessen an der Beendigung des Vergabe-
verfahrens überwiegt.“

17. Der bisherige Abs. 2 des § 18 wird durch folgende
neue Abs. 2 und 3 ersetzt:

„(2) Über Anträge auf Erlassung einstweiliger Ver-
fügungen ist unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb
von sieben Werktagen nach dem Einlangen des Antra-
ges zu entscheiden. Musste der Antrag zur Verbesserung
zurückgestellt werden, so ist über ihn spätestens inner-
halb von zehn Werktagen zu entscheiden. Die Frist ist
gewahrt, wenn die Erledigung an alle Parteien nach-
weislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde.

(3) Über Anträge auf Feststellung nach § 14 Abs. 1
und 2 ist unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von
zwei Monaten nach dem Einlangen des Antrages zu ent-
scheiden.“

18. Der bisherige Abs. 3 des § 18 erhält die Absatz-
bezeichnung „(4)“.

19. Im Abs. 4 des § 19 wird im zweiten Satz das 
Zitat „BGBl. I Nr. 161/2005“ durch das Zitat „BGBl. I
Nr. 20/2009“ ersetzt.

20. § 21 hat zu lauten:
„§ 21

Schriftverkehr mit den 
Dienststellen des Bundes

Die Landesregierung hat für die Abwicklung des er-
forderlichen Schriftverkehrs mit den Dienststellen des
Bundes, der sich aus der Anwendung des Bundesver-
gabegesetzes 2006 ergibt, zu sorgen.“

21. § 22 hat zu lauten:
„§ 22

Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 89/665/EWG
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfah-
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ren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und
Bauaufträge (Rechtsmittelrichtlinie), ABl. Nr. L 395
vom 30. Dezember 1989, S. 33, zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2007/66/EG, ABl. Nr. L 335 vom 20. De-
zember 2007, S. 31, und Art. 81 der Richtlinie 2004/18/EG
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienst-
leistungsaufträge, ABl. 2004 Nr. L 134, S. 114, zuletzt
geändert durch die Entscheidung der Kommission

2008/963/EG vom 9. Dezember 2008, ABl. Nr. L 349
vom 24. Dezember 2008, S. 1, umgesetzt.“

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

(2) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängi-
gen Verfahren sind nach den bisherigen Bestimmungen
weiterzuführen.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Zoller-Frischauf

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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